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 Beschluss       

 Wahl       

 Kenntnisnahme       

 
 

Vorlagen Nr.  57/008/2016 

öffentlich 
 
 

Fachbereich: Amt für Menschen mit Behinderung 

Bearbeiter/in: Hirsens, Michael 
Schäfer, Frank  

Datum: 17.10.2016 

Az.: 57-1 

 
Beratungsfolge Termine Art der Entscheidung 
 
Gesundheitsausschuss 
 

 
 14.11.2016 
 

 
Vorberatung 

 
Kreisausschuss 
 

 
 08.12.2016 
 

 
Vorberatung 

 
Kreistag 
 

 
 19.12.2016 
 

 
Beschluss 

 
 

Änderungen für den Beförderungsdienst für schwerbehinderte Menschen im Kreis 
Mettmann 

 
Finanzielle Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

Personelle Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

Organisatorische Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Neufassung der Richtlinie des Kreises Mettmann über den Beförderungsdienst für 
schwerbehinderte Menschen wird mit Wirkung ab dem 01.01.2017 zugestimmt. 
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Fachbereich: Amt für Menschen mit Behinderung 

Bearbeiter/in: Hirsens, Michael 
Schäfer, Frank 

Datum: 17.10.2016 

Az.: 57-1 

 
 

Änderungen für den Beförderungsdienst für schwerbehinderte Menschen im Kreis 
Mettmann 

 
 
Anlass der Vorlage: 
 
Der Anlass für die Überarbeitung der Richtlinie wurde bereits in der Vorlage 57/004/2016 zur 
Sitzung des Gesundheitsausschusses am 05.09.2016 erläutert. Zur Vermeidung von Wieder-
holungen wird auf die hier als Anlage 1 beigefügte Verwaltungsvorlage Bezug genommen. 
 
Die Vorlage wurde vom Gesundheitsausschuss an den Kreisausschuss zur weiteren Beratung 
verwiesen. Die Antworten der Verwaltung auf die in der in der letzten Sitzung des Gesund-
heitsausschusses gestellten Fragen wurden der Niederschrift sowie hier nochmals im Anhang 
der Anlage 1 beigefügt. 
 
Im Kreisausschuss am 26.09.2016 wurde dieser Tagesordnungspunkt auf Vorschlag der Ver-
waltung mit dem Ziel abgesetzt, nach Einholung von Stellungnahmen der Behindertenvertre-
tungen die Beratungen im 4. Quartal 2016 erneut aufzunehmen. 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
I.  
Am 27.09.2016 wurden die Behindertenbeauftragten bzw. Behindertenkoordinatoren in allen 
kreisangehörigen Städten in ihrer Funktion als Multiplikatoren zu den örtlichen Behinderten-
verbänden und –organisationen unter Beifügung aller Unterlagen (Vorlage 57/004/2016 nebst 
Anlagen) informiert, um Ihnen Gelegenheit zu geben, zur beabsichtigten Neufassung der 
Richtlinie Stellung zu nehmen. Neben den bereits kurz zuvor eingegangenen Stellungnahmen 
der Behindertenbeauftragten der Stadt Erkrath und des Vorsitzenden des Behindertenbeirats 
der Stadt Hilden ging daraufhin noch die Stellungnahme des Koordinators für Behindertenan-
gelegenheiten der Stadt Ratingen ein. Darüber hinaus hat der DRK-Ortsverein Ratingen e.V. 
Stellung genommen.  
 
Zum Thema der Beförderungsdienste für Menschen mit Behinderung hatte quasi parallel der 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen (LKT) bei seinen Mitgliedern eine Umfrage durchgeführt, 
deren Ergebnis den Mitgliedskörperschaften am 06.09.2016 bekanntgemacht wurde, hier als 
Anlage 2 tabellarisch zusammengefasst. Die Auswertung bestätigt, dass eine an das Merk-
zeichen „aG“ (außergewöhnliche Gehbehinderung) geknüpfte Fahrdienstberechtigung eine 
verbreitete und angemessene Voraussetzung darstellt, andererseits werden dort unterschied-
liche, durchaus erhebliche Beschränkungen sichtbar, auf die im Kreis Mettmann bisher ver-
zichtet wurde und auch zukünftig verzichten werden sollte, u.a. hier unverändert weiterhin: 
 
● Keine Begrenzung auf das Kreisgebiet und/oder auf die unmittelbaren Nachbarstädte 
● Keine Einkommens- und Vermögensüberprüfung 
● Kein längerer zeitlicher Vorlauf für Anmeldung, Prüfung und Bewilligung zur Nutzung 
 
Darüber hinaus zeigt der Vergleich: 
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● Mit 300 km/Monat steht der Kreis Mettmann beim monatlichen Kontingent derzeit an der 
Spitze der Streckenberechtigung. Auch nach der beabsichtigten Änderung (700 km/Quartal) 
wäre an der Spitze nur das Kontingent des (Flächen-)Kreises Kleve ähnlich (270 km/Monat), 
wobei die Kilometerbegrenzung des Kreises Mettmann aber vorteilhaft für die Teilnehmer im 
Quartal flexibel nutzbar wäre. 
 
● Dort, wo keine Einkommensprüfung vorgenommen wird, ist – soweit vergleichbar - eine Ei-
genbeteiligung üblich und höher als die hier beabsichtigte, maßvolle Anhebung nach 13 Jah-
ren auf  0,30 €/km. 
 
Insgesamt erreicht der hierfür bereitgestellte, finanzielle Aufwand bei keiner anderen Mit-
gliedskörperschaft des Landkreistages die hier netto (Aufwand abzgl. Ertrag) verausgabte 
Größenordnung. 
  
 
II.  
Die oben unter I. genannten Stellungnahmen zur beabsichtigten Neufassung der Richtlinie 
über den vom Kreis Mettmann bezuschussten Beförderungsdienst lassen sich, soweit sie de-
ren Inhalte kritisch bewerten, thematisch wie folgt zusammenfassen (Anlage 4: Schriftver-
kehr): 
 
► Ausweitung des teilnahmeberechtigten Personenkreises über das Merkzeichen aG hinaus 

im Sinne der bisherigen Regelung oder darüber hinaus für Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose, 
Menschen mit geistiger Behinderung, Rheumakranke und andere; alternativ zusätzliche Be-
rechtigung für Inhaber des Nachteilsausgleichs/Merkzeichens „H“ (hilflos) 
 
Die Verwaltung hält eine Erweiterung der Leistungsberechtigung über Inhaber des Merkzei-
chens „aG“ (außergewöhnliche Gehbehinderung) hinaus nicht für sachgerecht.  
Hierzu wurde bereits grundsätzlich in der letzten Sitzung des Gesundheitsausschusses Stel-
lung genommen. Der Beförderungsdienst des Kreises richtete sich von Anfang an, derzeit und 
geplant auch zukünftig an Schwerbehinderte, die in ihrer Bewegungsfähigkeit außergewöhn-
lich stark eingeschränkt sind und deshalb in vielen Fällen nach Art ihrer Behinderung auf den 
Transport mit besonders ausgestatteten Fahrzeugen angewiesen sind. Dazu zählen die ande-
ren Personenkreise generell nicht. 
Nach dem Entwurf des Bundesteilhabegesetzes soll zum 01.01.2017 ohnehin ein erweitertes 
Verständnis für eine außergewöhnliche Gehbehinderung gelten (Art. 2, § 146 Abs. 3 SGB IX 
im Entwurf, Bundestagsdrucksache 18/9522 vom 05.09.2016): 
 

„Schwerbehinderte Menschen mit außergewöhnlicher Gehbehinderung sind Personen mit einer 
erheblichen mobilitätsbezogenen Teilhabebeeinträchtigung, die einem Grad der Behinderung 
von mindestens 80 entspricht. Eine erhebliche mobilitätsbezogene Teilhabebeeinträchtigung 
liegt vor, wenn sich die schwerbehinderten Menschen wegen der Schwere ihrer Beeinträchti-
gung dauernd nur mit fremder Hilfe oder mit großer Anstrengung außerhalb ihres Kraftfahrzeu-
ges bewegen können. Hierzu zählen insbesondere schwerbehinderte Menschen, die aufgrund 
der Beeinträchtigung der Gehfähigkeit und Fortbewegung - dauerhaft auch für sehr kurze Ent-
fernungen - aus medizinischer Notwendigkeit auf die Verwendung eines Rollstuhls angewiesen 
sind. Verschiedenste Gesundheitsstörungen (insbesondere Störungen bewegungsbezogener, 
neuromuskulärer oder mentaler Funktionen, Störungen des kardiovaskulären oder Atmungs-
systems) können die Gehfähigkeit erheblich beeinträchtigen. Diese sind als außergewöhnliche 
Gehbehinderung anzusehen, wenn nach versorgungsärztlicher Feststellung die Auswirkung der 
Gesundheitsstörungen sowie deren Kombination auf die Gehfähigkeit dauerhaft so schwer ist, 
dass sie der unter Satz 1 genannten Beeinträchtigung gleich kommt.“ 

 
Die Begründung des Gesetzentwurfs verweist dabei auf eine erweiternde Anpassung nach 
der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) 
der Weltgesundheitsorganisation.  
Aufgrund der vorliegenden, amtsärztlichen Begutachtungen im Rahmen der versorgungs-
rechtlichen Feststellungsverfahren unter Berücksichtigung aktueller Befunde der behandeln-
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den Ärzte und Kliniken wäre die bisherige, ggf. zusätzlich einzuholende amtsärztliche Experti-
se zur Frage der Fahrdienstberechtigung entbehrlich. 
 
Die Umfrage des LKT (Anlage 2) macht darüber hinaus deutlich, dass es sich bei dem Merk-
zeichen aG bereits jetzt überregional um einen anerkannten Gradmesser für die Teilnahmebe-
rechtigung an einem solchen Beförderungsdienst handelt.  
Letztlich bleibt anzumerken, dass insb. eine Erweiterung des leistungsberechtigten Personen-
kreises auf Inhaber des Merkzeichens „H“ dann auch Menschen mit einer Behinderung um-
fasst, deren Teilhabe andersartig betroffen ist, z.B. Kinder und Jugendliche mit Diabetes Melli-
tus, tiefgreifenden Entwicklungsstörungen oder als Dialysepatienten sowie Personen mit 
schwerwiegenden Anfallsleiden. Insgesamt würde dies die bisherige Zielrichtung des Beförde-
rungsfahrdienstes mit entsprechenden finanziellen Folgen erheblich ausweiten und die Zahl 
der potentiell Nutzungsberechtigten möglicherweise verdoppeln (Stand 30.06.2016: 3.341 
Personen im Kreis Mettmann mit Merkzeichen „H“). 
 

► Kein Ausschluss von Personen, die eine Kfz-Steuerbegünstigung/-befreiung in Anspruch 

nehmen 
 
Hier geht es darum, eine bereits mit unmittelbarem Bezug zur Mobilität gewährte öffentliche 
Förderung bei einer freiwilligen Leistung des Kreises zu berücksichtigen. Als weiterer Vorteil 
können steuerbegünstigte/-befreite Fahrzeuge auch von Dritten, z.B. Angehörigen, genutzt 
werden. Aus Sicht der Verwaltung ist in diesen Fällen der Bedarf betroffener Personenkreise 
ausreichend gedeckt und gefördert.  
Nach dem interkommunalen Vergleich des LKT genügt in vielen anderen Kommunen als Ein-
schränkung schon ein eigenes bzw. ein zum Haushalt gehöriges Kfz, da dies unabhängig von 
der steuerlichen Anerkennung einem vergleichbaren Bedarf am Beförderungsdienst entge-
gensteht. Die hier geplante Richtlinie 2017 verlangt jedoch darüber hinaus einen staatlichen, 
finanziellen Ausgleich durch eine steuerliche Begünstigung. 
 

► Beibehaltung der bisherigen Kilometerbegrenzung (300 km/Monat) 
 
Auch zu diesem Punkt zeigt der erweiterte, kommunale Vergleich des LKT, dass der Kreis 
Mettmann mit der geplanten Begrenzung auf 700 km im Quartal weiterhin eine Spitzenposition 
einnehmen würde. Die im Vergleich zur bisherigen, starren Monatsregelung geplante Flexibili-
tät über einen Zeitraum von 3 Monaten sorgt ferner dafür, dass den Leistungsberechtigten ein 
weit größerer, zeitlicher Freiraum für ihre Fahrten zusteht, wodurch in den vielen Fällen Ein-
schränkungen kompensiert werden können.  
Eine aktuelle Auswertung des lfd. Jahres weist zudem darauf hin, dass nur wenige Teilnehmer 
das bestehende Kilometerkontingent ausschöpfen. 
 
► Keine Anrechnung der Leerfahrten vom Sitz des Fahrdienstträgers zum Wohnort des Fahr-

dienstberechtigten, alternativ An- und Abfahrtspauschale, insb. wenn kein Fahrdienst am 
Wohnort ansässig ist, zurzeit in Erkrath, Haan und Langenfeld 
 
Die in diesen Städten wohnhaften Teilnehmer werden von Fahrdiensten aus anderen Städten 
versorgt. Die Verwaltung hat keinen Einfluss auf die örtliche Verteilung der Fahrdienste. Die 
Situation ist vergleichbar mit großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten, in denen auch 
nicht in jedem Ortsteil Anbieter Standorte vorhalten, so dass unterschiedlich lange Anfahrts-
strecken anfallen. Eine ähnliche Situation besteht auch, wenn ein ortsansässiger Fahrdienst 
ein speziell ausgestattetes Fahrzeug nicht vorhält oder aufgrund Auslastung zu dem ge-
wünschten Zeitpunkt am Ort kein Fahrzeug zur Verfügung steht, so dass ggf. ortsferne Fahr-
dienste beauftragt werden. 
Nach dem aktuellen Stand der Nutzer dieser 3 Städte könnte dies insgesamt ca. 30 bis 60 
Teilnehmer/innen betreffen (aber nur, wenn das Kontingent dadurch überhaupt vorzeitig auf-
gebraucht wäre). In den meisten Fällen würde auch hier die geplante, zeitliche Flexibilität der 
Fahrtenplanung und Fahrtennutzung Härten vermeiden. Auf der anderen Seite soll die beab-
sichtigte Regelung eine möglichst wirtschaftliche Auswahl des jeweils beauftragten, geeigne-
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ten Fahrdienstes begünstigen. Für dennoch verbleibende Einzelfälle wurde die Härtefallklau-
sel in Nr. 4.b. des Richtlinienentwurfes 2017 vorsorglich um eine solche Fallkonstellation ak-
tualisiert. 
 
►  Unmittelbare Abrechnung des Eigenanteils zwischen Fahrdienstteilnehmer und Fahrdienst 

 
Wie bereits in der letzten Vorlage (Anlage 1) erläutert, führt die bisherige Vorverauslagung, 
Abrechnung und Beitreibung der Eigenanteile der Teilnehmer durch den Kreis in mehreren 
Aufgabenbereichen und Stellen der Verwaltung zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand, 
der zukünftig vermieden werden soll. Die geplante unmittelbare Abrechnung (bar oder auf 
Rechnung) ist – wie bei jeder Bahn-, Bus- oder Taxinutzung – angemessen. Soweit einzelne, 
teilnehmende Personen aufgrund ihrer Gebrechlichkeit eine Bezahlung des Eigenanteils nur 
erschwert selbst handhaben können, kann dies entweder durch bereits gerichtlich bestellte 
Betreuungspersonen oder im Einzelfall durch bevollmächtigte Hilfs- oder Begleitpersonen 
leicht und praktikabel sichergestellt werden. Der Aufwand für die Bezahlung ist im Übrigen 
nicht höher als der für die Bezahlvorgänge, die anlässlich des Beförderungszwecks anfallen, 
z.B. am Ort des Einkaufs oder am Ort der besuchten Kultur- oder Sportveranstaltung. Dies 
bestätigen auch regelmäßig eingehende Bitten von Nutzern an die hier die Eigenanteile ab-
rechnende Stelle auf eine jeweils sofortige Abrechnung (anstatt quartalsweise), um über die 
Gesamthöhe nicht im Unklaren zu sein und vorsorglich dafür über längere Zeit Geld zurückle-
gen zu müssen. 
Ein im Vergleich zum bisherigen Verfahren neuer Aufwand für die Fahrdienste entsteht durch 
die Aus- und Abrechnung des jeweiligen Eigenanteils (Kilometer x 0,30 €) mit ihren Nutzern. 
Soweit sich dies als zusätzlicher, betrieblicher Aufwand für den Beförderungsdienst tatsäch-
lich messbar niederschlagen sollte, könnte dies im Rahmen der Kilometerpauschale Berück-
sichtigung finden. 
 
►  Gewünschte Erhöhung der Km-Pauschale für die Fahrdienstbetreiber. Der Behinderten-

beirat der Stadt Hilden empfiehlt zudem, wirtschaftliche Anreize zu schaffen, um neue Beför-
derungsdienste im Kreisgebiet anzusiedeln 
 
Wie bisher ist die Höhe der jeweils geltenden Fahrdienstvergütung je Kilometer nicht in der 
Richtlinie festgeschrieben, sondern von der Verwaltung mit den Fahrdiensten im Rahmen der 
im Haushalt bereitgestellten Mittel zu vereinbaren (vgl. Richtlinie 2003: Nr. 7, Satz 1 und 
Richtlinienentwurf 2017: Nr. 5, Satz 2).  
Die Bereitstellung weiterer finanzieller Mittel, um die Anzahl der Fahrdienste im Kreisgebiet 
möglichst zu vergrößern, liegt außerhalb der hier zur Beschlussfassung anhängigen Frage-
stellung über eine Neufassung der Richtlinie zur individuellen Nutzung. Anzumerken ist aller-
dings, dass Beschwerden der Teilnahmeberechtigten über ein im Einzelfall oder sogar allge-
mein unzureichendes Leistungsangebot dem zuständigen Amt nicht bekannt sind.  
 
►  Begleitende Serviceangebote der Fahrdienste 

 
Entgegen der Besorgnis in einigen Stellungnahmen soll eine Regelung zu den begleitenden 
Serviceleistungen, die bisher als allgemeine Sollregelung nach individueller Möglichkeit des 
Fahrdienstes ausgestaltet war (Richtlinie 2003, Nr. 9), nicht fortfallen, vielmehr soll dies nun 
auf die Vereinbarung mit dem Fahrdienst verlagert und dort konkretisiert werden.  
Lediglich klarstellend wurde dieser Punkt nun inhaltlich in die Nr. 5 des Richtlinienvorschlags 
2017 aufgenommen.  
 
 
III. Unabhängig von den einzelnen Voraussetzungen für die Teilnahme nach der aktuell gel-
tenden und auch der neu geplanten Richtlinie über den Beförderungsdienst ist nochmals vor-
sorglich und ausdrücklich hervorzuheben, dass weitergehende, gesetzliche Ansprüche auf 
eine finanzielle Bezuschussung von Fahrten im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem 
SGB XII oder nach anderen Sozialgesetzen hierdurch jetzt und zukünftig nicht ausgeschlos-
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sen werden, sondern im Wege der individuellen Beantragung geprüft und ggf. bewilligt wer-
den. 
 
Da sich die Beratung und Beschlussfassung über die Neufassung der Richtlinie auf das 4. 
Quartal dieses Jahres verschoben hat, wurde zeitlich entsprechend die Übergangsfrist für die 
Fortgeltung der bisherigen Berechtigungsausweise in Nr. 6.b. auf den 30.06.2017 verlängert.  
 
Die Ansätze für das Haushaltsjahr 2017 berücksichtigen die Prognose auf Grundlage der hier 
angestrebten Veränderungen, ebenso aber, dass Fahrten aus dem letzten Quartal 2016 erst 
in 2017 von den Fahrdiensten abgerechnet werden und bisherige Ausweise übergangsweise 
fortgelten. Erwartet wird ab 2018 eine Netto-Entlastung von über 100.000 €. Für das laufende 
Haushaltsjahr ergeben sich keine Änderungen. 
 
Ein aktualisierter Entwurf der Richtlinie für die Bezuschussung der Beförderungen ab dem 
01.01.2017 ist als Anlage 3 zur Beratung und Beschlussfassung beigefügt. 
 
 
Anlagen: 
 
● Vorlage 57/004/2016 nebst Anlagen 
● Übersicht: Interkommunaler Vergleich des Landkreistages 2016 
● Richtlinie 2017 (aktualisierter Entwurf zur Beschlussfassung) 
● Schriftverkehr 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen (Angaben in €)  
 

Produkt 050101 Eingliederungshilfe, Fürsorgestelle, Sprachheilfürsorge
 

 

Ergebnis-

plan 

Erträge 2016 2017 2018 2019 
1Ansatz der 
Maßnahme 

80.000 40.000 0 0 

²Neuer Ansatz 80.000 40.000 0 0 

Differenz 0 0 0 0 
Aufwände     

1Ansatz der 
Maßnahme 

500.000 350.000 310.000 310.000 
2 Neuer Ansatz  500.000 350.000 310.000 310.000 

Differenz 0 0 0 0 
 

Finanz-

plan 

Einzahlungen 2016 2017 2018 2019 
1Ansatz der Maß-

nahme 
80.000 40.000 0 0 

2 Neuer Ansatz 80.000 40.000 0 0 
Differenz 0 0 0 0 

Auszahlungen     
1Ansatz der Maß-

nahme 
500.000 350.000 310.000 310.000 

2 Neuer Ansatz  500.000 350.000 310.000 310.000 
Differenz 0 0 0 0 

1 bitte den Ansatz der Maßnahme wie im Haushaltsplan aufgeführt eintragen 
2 bitte den ggfs. neuen, geänderten Ansatz für die Maßnahme eintragen 
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Ergebnis-

plan 

 Haushaltsmittel stehen im 
Planjahr im EP zur Verfügung, 
davon 

  im Haushaltsplan (Zeile      ) 
  durch genehmigte üpl./apl. Mittel 
  durch Übertragung aus Vorjahr/en   
  durch Auflösung von Rückstellun-

gen   

 Haushaltsmittel stehen im Planjahr 
im EP nicht zur Verfügung 

Deckungsvorschlag  
 ja bei Produkt       
 teilweise bei Produkt       in     

     Höhe von       
 zu beantragende üpl./apl. Mittel bei  

     Produkt       in Höhe von       
 nein 

Finanz-

plan 

 Haushaltsmittel stehen im 
Planjahr im FP zur Verfügung, 
davon 

  im Haushaltsplan (Zeile      ) 
  durch genehmigte üpl./apl. Mittel 
  durch Übertragung aus Vorjahr/en   

 

Haushaltsmittel wurden in der mittel-
fristigen Finanzplanung 

  bereits berücksichtigt 
  noch nicht berücksichtigt und wer-

den im nächsten Haushaltsplan veran-
schlagt 

 Haushaltsmittel stehen im Planjahr 
im FP nicht zur Verfügung 

Deckungsvorschlag  
 ja bei Produkt       
 teilweise bei Produkt       in     

     Höhe von       
 zu beantragende üpl./apl. Mittel bei  

     Produkt       in Höhe von       
 nein 

 

Gesamtsumme (bei Investitionen):       
Nutzungsdauer in Jahren (bei Investitionen)       
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Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Anlage 3 
 

Anlage 1



Richtlinie für den Beförderungsdienst  
für schwerbehinderte Menschen im Kreis Mettmann  

gemäß Beschluss des Kreistages des Kreises Mettmann vom … 
 
 
 
Der Kreis Mettmann bezuschusst als freiwillige soziale Leistung im Rahmen der im Haushalt 
bereitgestellten Mittel ohne Zusicherung eines Rechtsanspruchs die Beförderung von 
Menschen mit einer Schwerbehinderung, die in ihrer Mobilität außergewöhnlich 
eingeschränkt sind, nach Maßgabe der nachfolgenden Richtlinien, um ihre Teilhabe an 
Freizeitaktivitäten in der Gemeinschaft und ihre persönlichen Besorgungen zu fördern: 
 
 
1. Berechtigter Personenkreis 
 
a. Zur Nutzung berechtigt sind schwerbehinderte Personen mit einer außergewöhnlichen 
Gehbehinderung, die ihren ständigen Wohnsitz im Kreisgebiet haben. Zum Nachweis ist bei 
Antragstellung zur Teilnahme am Beförderungsdienst ein gültiger Personalausweis und ein 
gültiger Ausweis über die Feststellung der Schwerbehinderung mit der Eintragung des 
Merkzeichens aG vorzulegen oder eine schriftliche Einwilligung zur Auskunftserteilung der 
für diese Feststellungsverfahren zuständigen Stelle an die für die Prüfung der Teilnahme-
berechtigung zuständigen Stelle des Kreises zu erklären.  
Von der Berechtigung zur Teilnahme ausgeschlossen sind Personen, auf die wegen ihrer 
Behinderung ein steuerbegünstigtes oder steuerbefreites Kraftfahrtzeug zugelassen ist. 
Die Berechtigung zur Teilnahme am Beförderungsdienst ist dem ausgewählten Fahrdienst 
vor Antritt der Fahrt zu belegen. Berechtigungsausweise, die vor dem 01.01.2017 ausgestellt 
wurden, verlieren ihre Gültigkeit unter Berücksichtigung der Übergangsregelung in Nr. 6.b. 
 
b. Die Berechtigung zur Teilnahme am Beförderungsdienst erlischt mit Aufgabe des 
ständigen Wohnsitzes im Kreis Mettmann sowie mit Unwirksamwerden der  Feststellung der 
Schwerbehinderung oder mit Unwirksamwerden der vorgenannten erforderlichen 
Merkzeichen im Schwerbehindertenausweis, was der zuständigen Stelle des Kreises 
unverzüglich mitzuteilen ist.  
Dem Kreis bleibt vorbehalten, die Fortdauer der Teilnahmeberechtigung aus gegebenem 
Anlass oder in regelmäßigen Abständen zu überprüfen.  
 
c. Antragsformulare und Anlagen werden den kreisangehörigen Städten zur Ausgabe an die 
Einwohner zur Verfügung gestellt. 
 
 
2. Zweck der Fahrt 
 
a. Gefördert werden Fahrten zum Zwecke der Freizeitgestaltung und zur Besorgung 
persönlicher Angelegenheiten. Hierzu zählen insbesondere Aktivitäten zu kulturellen und 
sportlichen Veranstaltungen, zum Besuch von anderen Personen sowie für Einkaufsfahrten. 
Die diesen Zwecken dienende Nutzung ist bei jeder Fahrt durch persönliche Unterschrift 
oder durch Bestätigung einer hierfür unterschriftsberechtigten Person zu versichern.  
 
b. Eine Finanzierung von Beförderungen, für die ein anderer Kostenträger zuständig ist, 
bleibt ausgeschlossen. Ein Ausschluss gilt insbesondere auch für Fahrten zu medizinischen 
oder therapeutischen Behandlungen aller Art, zur Schule oder sonstigen Ausbildungsstätten, 
zur Arbeitsstätte sowie für sonstige berufliche Fahrten und zu den Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung. Im Falle einer zweckwidrigen Nutzung des Beförderungsdienstes kann der 
Kreis Mettmann die Erstattung der ihm entstandenen Kosten verlangen. 
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3. Umfang der Beförderungen 
 
a. Jede/r Teilnahmeberechtigte des Beförderungsdienstes kann im Kalenderquartal 
insgesamt 700 Kilometer für eine beliebige Anzahl von Fahrten nutzen, darüber 
hinausgehende Kilometer sind vom Fahrtdienstnutzer selbst zu tragen und unmittelbar mit 
dem Fahrdienst abzurechnen. Auftraggeber/in einer Fahrt ist die/der Teilnahmeberechtigte. 
Die Nutzer haben eigenverantwortlich darauf zu achten, wie viele Kilometer im Quartal 
verbraucht sind und die Fahrdienste vor Antritt der Fahrt über ein möglicherweise nicht 
ausreichendes Kontingent zu informieren.  
Es zählen alle für die Beförderung erforderlichen Leer- und Besetztkilometer. Die Abholung 
durch den Fahrdienst erfolgt am Ort des Wohnsitzes, die Rückfahrt soll ebenfalls dorthin 
zurückführen. Zwischen Wohn- und Zielort soll die unter Berücksichtigung der Verkehrslage 
kürzeste Strecke gewählt und ein unnötig langer Anfahrtsweg zum Wohnort vermieden 
werden. Eine Übertragung von im Quartal nicht verbrauchten Fahrtkilometern in das 
Folgequartal ist nicht möglich.  
 
b. Gemeinsame Beförderungen von mehr als einer oder einem Teilnahmeberechtigten 
(nachfolgend: Gruppenfahrten) sind zulässig, eine Addition der jeweiligen Kilometer-
kontingente der einzelnen Gruppenteilnehmer/innen, um im Rahmen dieser Förderung 
einzeln nicht erreichbare, weiter entfernt gelegene Fahrtziele zu besuchen, scheidet aus. 
 
 
4. Eigenanteil 
 
a. Der Eigenanteil der Fahrdienstnutzer beträgt 0,30 € je Kilometer für alle Leer- und 
Besetztkilometer nach Nr. 3 und ist unmittelbar an den Fahrdienstleister zu entrichten. Bei 
Gruppenfahrten beträgt der Eigenanteil für jede/n mitfahrende/n Teilnehmer/in 0,20 €. 
 
b. Die Entscheidung über eine ausnahmsweise Ermäßigung oder Befreiung vom Eigenteil 
aus wirtschaftlichen Gründen oder auf Erhöhung des Beförderungsumfangs im Quartal 
gemäß Nr. 3.a. Satz 1 bleibt der zuständigen Stelle des Kreises nach pflichtgemäßem 
Ermessen auf vorherigen Antrag für Härtefälle vorbehalten. Im Falle der Bewilligung einer 
Ermäßigung oder Befreiung vom Eigenanteil trägt der Kreis den dem Fahrdienst 
zustehenden Eigenanteil. 
 
 
5. Fahrdienste 
 
Fahrdienstträger bedürfen der Zulassung des Kreises Mettmann zur Teilnahme an diesem 
Beförderungsdienst, die nach Abschluss der Fahrdienstvereinbarung erteilt wird. In der 
Vereinbarung sind unter anderem die Leistungen (inklusive Regelungen zu Fahrpersonal, 
Sicherheit und Ausstattung von Transportfahrzeugen, begleitende Serviceleistungen), die 
Vergütung je Kilometer und das Abrechnungsverfahren näher zu bestimmen. Bei 
Gruppenfahrten ist über die Vergütung für die tatsächlich zurückgelegten Leer- und 
Besetztkilometer hinaus ein Zuschlag in angemessener Höhe zu gewähren. Die unentgelt-
liche Mitnahme einer Begleitperson ist sicherzustellen. Diese Richtlinie ist Bestandteil der 
Vereinbarung. Eine Haftung des Kreises Mettmann für einen im Zusammenhang mit der 
Beförderung vom Fahrdienstleister verursachten Schaden ist ebenso ausgeschlossen wie 
die Haftung für von den Fahrdienstnutzern verursachte Schäden. 
 
 
6. Inkrafttreten 
 
a. Die Richtlinie gilt für die Beförderungen der Teilnahmeberechtigten ab dem 01.01.2017.  
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b. Vor diesem Datum ausgestellte Ausweise über die Berechtigung zur Teilnahme am 
Beförderungsdienst gelten übergangsweise befristet bis zum 30.06.2017 gegenüber den 
Fahrdiensten als ausreichender Nachweis nur unter gleichzeitiger Vorlage eines gültigen 
Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen aG. 
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Beratungsergebnis zu Vorlage Nr. 57/008/2016 
 
  Aus dem Gesundheitsausschuss vom 14.11.2016 
 
Zu Punkt 5: Änderungen für den Beförderungsdienst für schwerbehinderte Menschen 

im Kreis Mettmann 
- Vorlage Nr. 57/008/2016   

 
Frau Hruschka bedankt sich bei der Verwaltung dafür, dass die Behindertenverbänden beteiligt 
wurden. 
 
Auf Nachfrage von Frau Küchler führt Frau Haase aus, dass die Beitreibung der teilweise sehr 
geringen Eigenanteile äußerst verwaltungsintensiv sei.  
Frau Stolz erläutert, dass es sich bei dem neuen Abrechnungsverfahren um ein gängiges Prozedere 
handele, weshalb sie dieses ausdrücklich begrüßt. Dieser Auffassung schließt sich Frau Münnich an 
und bittet um einen Erfahrungsbericht nach ca. einem Jahr.  
Herr Schäfer erklärt auf Nachfrage, dass das vorhandene Personal durch die Entlastung bei der 
Abrechnung künftig für andere Aufgaben im Sachgebiet eingesetzt werden könne und somit kein 
zusätzliches Personal benötigt werde.  
Er führt außerdem aus, dass es hinsichtlich der Auskömmlichkeit der Kilometerbegrenzung bisher nur 
selten Probleme gegeben habe. 
 
Über den Veränderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Haushaltsentwurf 2017 
(Produkt 05.01.01, laufende Nr. 1 der Anlage 1) wird auf Wunsch des Ausschusses bereits an 
dieser Stelle abgestimmt. 
 
Wortlaut des Veränderungsantrags: 
Es soll zu keiner Veränderung des Personenkreises kommen: Der teilnahmeberechtigte 
Personenkreis/Fahrdienst wird in den neuen Richtlinien nicht geändert. Auch führt ein steuerbefreites 
Kfz nicht zum Ausschluss von der Nutzung des Angebotes. Die bisherige Kilometerbegrenzung wird 
beibehalten, wegen einer größeren Flexibilisierung aber auf 900 km pro Quartal festgelegt. 
 
Abstimmungsergebnis zum Veränderungsantrag 
mehrheitlich abgelehnt 
bei 2 Ja-Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 1 Enthaltung der Fraktion DIE 
LINKE. 
 
 
Anschließend erfolgt die Abstimmung über den Beschlussvorschlag zu TOP 5. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Neufassung der Richtlinie des Kreises Mettmann über den Beförderungsdienst für 
schwerbehinderte Menschen wird mit Wirkung ab dem 01.01.2017 zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis:  
mehrheitlich angenommen  
bei 2 Nein-Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 1 Nein-Stimme der Fraktion 
DIE LINKE 
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Aus dem Kreisausschuss vom 08.12.2016 
 
 
Zu Punkt 21: Änderungen für den Beförderungsdienst für schwerbehinderte Menschen 

im Kreis Mettmann 
- Vorlage Nr. 57/008/2016   

 
KA Schulte erklärt, dass seine Fraktion in der Sitzung des Gesundheitsausschusses der Vorlage 
zugestimmt habe. Er erkundigt sich danach, ob nach Rücksprache mit den Anbietern 
Umsetzungsprobleme bestünden. 
 
KA Dr. Ibold kündigt an, gegen den Beschlussvorschlag zu stimmen mit dem Hinweis, dass er keine 
nennenswerten Änderungen der Vorlage entnehmen könne. 
 
KA Völker bewertet die Vorlage als einen wohl abgewogenen Vorschlag der Verwaltung im Bereich 
der freiwilligen Ausgaben. 
 
KA Küchler betont, dass viele Menschen auf die Leistung des Beförderungsdienstes angewiesen 
seien.  
 
An KA Schulte gewandt verneint Frau Haase bestehende Umsetzungsprobleme. Weiter führt sie aus, 
dass als Alternative zu dem Vorschlag der Verwaltung der Beförderungsdienst als freiwillige Leistung 
der kreisangehörigen Städte durchgeführt werde. 
 
Hierzu erwidert KA Küchler, dass im Hinblick auf die finanziell schlechte Situation der 
kreisangehörigen Städte diese kaum eine Alternative darstellen könne. 
 
KA Müller erklärt sich mit dem Inhalt der Vorlage einverstanden, äußert aber Bedenken hinsichtlich 
der Verfahrensweise. 
 
Die in der Vorlage erwähnte Stellungnahme des DRK – Ortsvereins Ratingen e.V. wird als Anlage der 
Niederschrift beigefügt (s. Anlage). 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Neufassung der Richtlinie des Kreises Mettmann über den Beförderungsdienst für 
schwerbehinderte Menschen wird mit Wirkung ab dem 01.01.2017 zugestimmt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen 
 7 Ja-Stimmen der Fraktion CDU 

4 Ja-Stimmen der Fraktion SPD 
2 Nein-Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
1 Ja-Stimme der Fraktion FDP 
1 Ja-Stimme der Fraktion UWG-ME 
1 Nein-Stimme der Fraktion DIE LINKE. 
1 Ja-Stimme des Landrates  
 

 
 
 
Aus dem Kreistag vom 19.12.2016 
 
 
Zu Punkt 19: Änderungen für den Beförderungsdienst für schwerbehinderte Menschen 

im Kreis Mettmann 
- Vorlage Nr. 57/008/2016   

 
KA Lessing erläutert als Berichterstatter die Hintergründe der Vorlage sowie das Beratungsergebnis 
aus der Sitzung des Gesundheitsausschusses. 
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Beschluss: 
 
Der Neufassung der Richtlinie des Kreises Mettmann über den Beförderungsdienst für 
schwerbehinderte Menschen wird mit Wirkung ab dem 01.01.2017 zugestimmt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen 
  
 
 
 
 
 
 
 

32 Ja-Stimmen CDU-Fraktion 
18 Ja-Stimmen SPD-Fraktion 
8 Nein-Stimmen Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
4 Ja-Stimmen FDP-Fraktion 
3 Ja- Stimmen Fraktion UWG-ME 
3 Nein-Stimmen Fraktion DIE LINKE. 
2 Ja-Stimmen Gruppe PIRATEN  
1 Ja-Stimme Einzelmitglieder der AfD 
1 Ja-Stimme Landrat Hendele 
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